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& SACHVERHALT
A ist in dem Technologieunternehmen der G-GmbH (730 Arbeitnehmer) seit dem 4.10.2010
als Monteur beschäftigt. Im September 2014 vereinbart G mit A, dass dieser an einer fünf-
tägigen Fortbildung teilnimmt und G die Kosten iHv 1.800 EUR übernimmt. Die schriftliche
Vereinbarung enthält folgende Regelung:

„(1) Kündigt der A vor Ablauf von einem Jahr nach Beendigung der Fortbildung oder kündigt
G dem A aus Gründen, die in der Person bzw. dem Verhalten des A liegen, so ist A ver-
pflichtet, der G die Fortbildungskosten zurückzuerstatten.

(2) Die Rückzahlungspflicht mindert sich für jeden Monat, den A nach Beendigung der Fort-
bildung bei G beschäftigt bleibt, um 100 EUR.“

Seit Oktober 2014 fehlt A häufig wegen ärztlich attestierter Arbeitsunfähigkeit. Als A wieder
längere Zeit krankgeschrieben ist, wird er zufällig von dem Kollegen K dabei gesehen, wie er
sich in dem Bistro seines Schwagers aufhält. K beobachtet, dass A dort ein Türschild anbringt,
volle Getränkekisten trägt und dabei hochprozentige Getränke konsumiert. K informiert den
Personalleiter P darüber, der A daraufhin vom 16.3. bis 20.3.2015 von einer Detektei obser-
vieren lässt. Diese stellt fest, dass A täglich in dem Bistro ist und dort unter anderem die
Terrasse ausmisst und einen Holzzaun errichtet. Die Detektei stellt dafür 1.000 EUR in
Rechnung, die G umgehend bezahlt.
Nachdem A zu dem Vorfall jede Stellungnahme verweigert, wird ihm nach Anhörung des

Betriebsrats mit Schreiben vom 31.3.2015 die ordentliche Kündigung zum 30.4.2015 wegen
des dringenden Verdachts erklärt, die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen erschlichen zu
haben. Das Schreiben ist von P mit dem Zusatz „ppa“ unterzeichnet, eine Originalvollmacht
ist nicht beigefügt. P ist im Handelsregister als Gesamtprokurist der G eingetragen und
zusammen mit einem Geschäftsführer oder einem anderen Prokuristen vertretungsberechtigt.
Da A erneut fehlt, lässt P das Kündigungsschreiben noch am gleichen Tag der Ehefrau E des
A überbringen, die in einem nahegelegenen Supermarkt arbeitet. E händigt es dem A am 1.4.
2015 aus.
Am 2.4.2015 erscheint A in Ihrer Kanzlei. Er fragt, ob die Kündigung wirksam ist und

wann sein Arbeitsverhältnis enden würde. Außerdem möchte er wissen, ob wegen dieser
„Geschichte“ Zahlungsforderungen der G auf ihn zukommen könnten.

Bearbeitervermerk: Die Auskunft ist in einem umfassenden Gutachten vorzubereiten. Bearbeitungs-
stichtag ist der 2.4.2015.

& LÖSUNG

Hinweis: Die Klausur ist an mehrere Entscheidungen des BAG angelehnt. Sie enthält neben klassischen
arbeitsrechtlichen Themen verschiedene Bezüge zum BGB AT und zum allgemeinen Schadensrecht. Dies
zeigt, dass das BGB auch das Arbeitsrecht in weiten Teilen prägt und von den Bearbeitern auch insoweit
beherrscht werden muss.

A. WIRKSAMKEIT DER KÜNDIGUNG UND BEENDIGUNG DES ARBEITSVERHÄLTNISSES

I. Schriftform, § 623 BGB
Die Kündigung wurde mit Schreiben vom 31.3.2015 und damit schriftlich iSv § 126 BGB
erklärt.

* Der Autoren sind wissenschaftliche Mitarbeiter an der Philipps-Universität Marburg, Institut für Handels-, Wirtschafts- und
Arbeitsrecht (Prof. Dr. Markus Roth). Diese Klausur wurde im Sommersemester 2015 im Examensklausurenkurs an der
Philipps-Universität Marburg gestellt. Von den abgegebenen Arbeiten erzielten 8,57% die Note „vollbefriedigend“ oder besser,
42,9% die Note „befriedigend“, 31,42% die Note „ausreichend“ und 17,14% haben nicht bestanden. Die durchschnittliche
Punktzahl betrug 6,29.
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